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Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich im Namen 
der Bundesregierung wie folgt: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in industriellen Ballungs- 
gebieten Rauchschäden an Waldungen entstehen, die insbeson- 
dere die ertragreicheren Nadelhölzer betreffen. Die Rechts- 
stellung der durch solche Einwirkungen Betroffenen ist durch 
das Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung und Ergänzung 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 22. Dezember 1959 verbessert 
worden. Auch nach dieser Verbesserung ist es allerdings nicht 
ausgeschlossen, daß die Betroffenen in gewissen Fällen, insbe- 
sondere dann, wenn die Einwirkungen von einer Vielzahl von 
Emittenten ausgehen, deren Beteiligung im einzelnen nicht 
festgestellt werden kann, keinen Schadensausgleich erhalten. 

Nachdem § 906 des Bürgerlichen Gesetzbuches erst durch das 
vorgenannte Gesetz vom 22. Dezember 1959 geändert worden 
ist, hält die Bundesregierung eine weitere Änderung der Vor- 
schriften über die privatrechtlichen Rechtsverhältnisse bei 
Emissionen im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht für ange- 
zeigt, da erst weitere Erfahrungen, insbesondere auch über 
die praktischen Auswirkungen dieses Gesetzes, gesammelt wer- 
den müssen. Aus diesem Grunde kann auch die Frage, ob 
und für welche Fälle eine gesamtschuldnerische Haftung an- 
gebracht sein kann, z.Z. nicht beantwortet werden. Der Bun- 
destag hat bei der Beratung des Gesetzes, wie der Bericht- 
erstatter bei der zweiten Lesung des Gesetzes im einzelnen 
ausgeführt hat, die Frage, ob eine gesamtschuldnerische Haf- 
tung eingeführt werden soll, erörtert, aber verneint. 
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Die Bundesregierung glaubt, daß eine entscheidende Verbes- 
serung der Verhältnisse durch verstärkte Maßnahmen zur 
Reinhaltung der Luft erreicht werden kann. Sie sieht es des- 
halb als vordringliche Aufgabe an, die Emissionen durch 
öffentlich-rechtliche Maßnahmen an der Quelle zu bekämpfen 
und dadurch die Emissionen weitgehend herabzusetzen. Zur 
Erfüllung dieser Aufgabe hat die Bundesregierung in dem 
Entwurf einer Technischen Anleitung die Grundsätze aufge- 
stellt, die die Behörden bei Bekämpfung der Luftverunreini- 
gung zu beachten haben. Der Entwurf der Technischen Anlei- 
tung liegt z. Z. den Ländern zur Stellungnahme vor. 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß und auch haushalts- 
mäßig keine Möglichkeit, uneinbringliche Ertragsausfälle zu 
entschädigen. Unberührt davon bleibt die in den Richtlinien 
für die Gewährung von Bundeszuschüssen zur Förderung forst- 
licher Vorhaben allgemein eröffnete Möglichkeit, im Rahmen 
der Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur vom 
23. Dezember 1962 (MinBL BML 1963, Nr. 1) Bundesmittel zur 
Aufforstung von Grenzertragsböden und Ödland und zur Um- 
wandlung von Niederwald in Hochwald zu erhalten. 
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